
zu einer Mehrarbeit, weil es eben dem höheren Gericht 
nicht als Grundlage für die Beurteilung der tatsäch­
lichen Feststellungen des Urteils dienen kann, so daß 
das Gericht zu einer Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das 
Gericht erster Instanz kommen muß. Solche Zurück­
verweisungen werden durch ein Protokoll, das den 
wesentlichen Inhalt der Aussagen der Angeklagten und 
Zeugen richtig wiedergibt, vermieden, so daß letzten 
Endes ein gutes Protokoll zu einer Erleichterung der 
Arbeit beider Instanzen beiträgt.

Dabei ist jedoch die Erleichterung der Arbeit nicht 
einmal die entscheidende Frage. Schwerwiegender ist, 
daß ein unsorgfältiges Protokoll das Verfahren ver­
längert und daher nicht mit der von der Strafprozeß­
ordnung erstrebten Beschleunigung des Verfahrens im 
Einklang steht. Wer sich diese Konsequenz vor Augen 
hält, wird die Bedeutung eines dem Gesetz entsprechen­
den Protokolls zu würdigen wissen und als Vorsitzender 
dem Protokollanten die nötige Anleitung für eine ord­
nungsgemäße Protokollführung geben.

Es sei weiter darauf hingewiesen, daß gemäß § 229 
Abs. 2 Satz 2 StPO auch die Urteilsformel in das Pro­
tokoll aufzunehmen ist. Einige Gerichte nehmen den 
Urteilstenor noch immer in eine Anlage oder beziehen 
sich im Protokoll auf das anliegende Urteil.

Klar und für jedermann verständlich bestimmt § 228 
StPO, daß das Verhandlungsprotokoll vom Vorsitzen­
den und vom Protokollführer innerhalb 24 Stunden 
nach der Verkündung der Entscheidung zu unterschrei­
ben ist. Aus § 229 Abs. 1 Ziff. 7 StPO ergibt sich, daß 
auch die Rechtsmittelbelehrung zum Inhalt des Proto­
kolls gehört. Wie es trotzdem möglich ist, daß der Vor­
sitzende seine Unterschrift vor den Vermerk über die 
Rechtsmittelbelehrung setzt, bleibt unerklärlich.

Solche Fehler können nicht mit einem Mangel an 
qualifizierten Protokollanten entschuldigt werden. Der 
Vorsitzende, der darüber klagt, verkennt seine eigene 
Aufgabe. Er ist. verpflichtet, jedes Protokoll, das er 
unterschreiben soll, genau durchzulesen. Geschieht dies 
in Anwesenheit des Protokollführers, so ist dabei ohne 
besonderen Zeitaufwand eine gute Anleitung möglich, 
und binnen kurzer Zeit hat der Vorsitzende den Pro­
tokollanten, den er braucht. Hier kann man nur sagen: 
Jeder hat den Protokollanten, den er verdient!

WALTER ZIEGLER,
Oberrichter am Obersten Gericht 

der Deutschen Demokratischen Republik

Nochmals: 
Streitwertfestsetzung in Ehesachen

Es erscheint angebracht, auf die Frage der Streitwert­
festsetzung in Ehesachen nochmals einzugehen. In der 
letzten Zeit haben sich damit insbesondere F r i e d r i c h  
(NJ 1952 S. 578) und A l t m a n n  (NJ 1953 S. 20) be­
schäftigt. Wie bei Revisionen einzelner Kreisgerichte 
des Bezirkes Halle festgestellt werden konnte, hat der 
Artikel Altmanns sowohl in der gerichtlichen Praxis 
als auch bei dem rechtsuchenden Publikum verwirrend 
gewirkt. Altmann macht den Vorschlag, den Streitwert 
„gesetzlich auf den Normalbetrag von etwa 1000,— DM 
festzusetzen“. Die Parteien der Ehescheidungsprozesse 
kommen daraufhin zu den Gerichten mit der Behaup­
tung, daß ihr Streitwert zu hoch bemessen sei und 
unbedingt herabgesetzt werden müsse. Personen z. B. 
mit einem monatlichen Bruttoeinkommen von etwa 
700,— DM, in deren Rechtsstreit der Streitwert auf 
2000,— DM festgesetzt wurde, verlangen eine Herab­
setzung unter Berufung auf die Ausführungen Alt­
manns. Das führt nicht zuletzt zu einer Mehrbelastung 
der Gerichte, weil ein großer Teil des Publikums glaubt, 
auf Grund .des Artikels etwas erreichen zu können.

Den Gerichten sei hierzu von vornherein gesagt, daß 
die Ansicht Altmanns keine ausreichende Rechtsgrund­
lage dafür ist, in seinem Sinne zu verfahren. Der Ar­
tikel ist und bleibt lediglich ein Diskussionsbeitrag.

Es wird also nach wie vor in der Streitwertbemes­
sung so zu verfahren sein, daß auf Grund der Bestim­
mungen des § 11 GKG in Verbindung mit § 8 Abs. 5 
der 1. DurchfVO zur VO betr. die Übertragung von 
familienrechtlichen Streitigkeiten in die Zuständigkeit 
der Amtsgerichte vom 17. Mai 1949 (ZVOB1. S. 325) 
und § 3 ZPO das Gericht in seiner Entscheidung frei

ist. Demzufolge kann auch der „Plauener Schlüssel“ 
(NJ 1949 S. 218) nur ein Anhaltspunkt, niemals aber 
eine direkte Bindung sein. In diesem Sinne ist wohl 
auch in der Praxis bisher allgemein verfahren worden 
(vgl. hierzu Meyer in NJ 1950 S. 43 ff.).

Bei dieser Gelegenheit muß auf den „Plauener Schlüs­
sel“ nochmals eingegangen werden. Bei einem Gericht 
des Bezirks Halle wurde festgestellt, daß dieser 
„Schlüssel“ bei der Streitwertberechnung regelmäßig 
angewandt wird. Das Gericht begründet seinen Stand­
punkt damit, daß in dieser Handhabung wenigstens 
einigermaßen die Gewähr für eine einheitliche Rich­
tung liege, während ganz allgemein in der Streitwert­
bemessung der Gerichte eine „Rechtsunsicherheit“ be­
stehe. Darum werde eine gewisse Generallinie, auf 
deren Basis in Zukunft gearbeitet werden solle, vor­
geschlagen.

Nach meiner Auffassung dürften sowohl die von Alt­
mann vorgeschlagene Regelung als auch der „Plauener 
Schlüssel“ nicht dazu angetan sein, etwa im Wege einer 
„Generallinie“ allseitige Befriedigung herbeizuführen. 
Es ist richtig, daß die Fassung des GKG, die für nicht- 
vermögensrechtliche Streitigkeiten einen Durchschnitts­
streitwert in Höhe von 2 000,— DM festlegt, in Ehe­
sachen zu unbilligen Härten führte. Gerade aus diesen 
Gründen wurde den Gerichten durch § 8 Abs. 5 der
1. DurchfVO vom 17. Mai 1949 die Möglichkeit ge­
geben, bis zu einer Mindestgrenze von 500,— DM her­
unterzugehen (vgl. hierzu auch die Rundverfügung des 
Ministers der Justiz Nr. 100/52, ANB1. 1952 S. 139). 
Damit ist m. E. den Bedürfnissen der Praxis vollauf 
Rechnung getragen. Die Gerichte haben die Verpflich­
tung, nach genauer Prüfung der Vermögensverhältnisse 
der Parteien den Streitwert angemessen festzusetzen. 
Hierzu bedarf es keiner weiteren gesetzlichen Regelung.

Wenn Altmann bezweifelt, daß die Praxis von der 
Streitwertherabsetzung im obigen Sinne tatsächlich Ge­
brauch macht, so kann aus praktischer Revisionstätig­
keit das Gegenteil gesagt werden. Auch seine Zweifel, 
die Parteien unterließen es, Anträge auf Streitwert­
herabsetzung zu stellen, weil sie die VO nicht kennen, 
sind m. E. unbegründet. Natürlich kann nicht allen 
Prozeßparteien bekannt sein, welche Möglichkeiten 
ihnen offenstehen, die Streitwertbemessung durch ak­
tive Tätigkeit ihrerseits, d. h. durch Stellung ent­
sprechender Anträge, zu beeinflussen. Der Richter, der 
seine Arbeit ernst nimmt, wird aber an alle Möglich­
keiten der Prozeßökonomik denken. Jedem Richter 
wird daran liegen, den Streitwert so zu bemessen, 
daß er den Einkommensverhältnissen der Parteien ent­
spricht.

Schließlich lenkt Altmann die Aufmerksamkeit noch 
auf das Kostenproblem selbst, wenn er sagt, daß über 
Höhe und Berechnung recht dunkle Vorstellungen be­
stehen. Hierzu ist zu sagen, daß selbstverständlich die 
bisherigen Kostenvorschriften Mängel enthalten, die 
der fortschrittlichen Entwicklung unseres Rechts nicht 
mehr entsprechen. Dennoch sollte man gerade bei 
Kosten in Ehesachen auch daran denken, daß häufig 
die Gebührenfrage die Ehegatten vor einer leichtferti­
gen Klage auf Scheidung der Ehe bewahrt.

Bei der Streitwertbemessung selbst sollten die realen 
Einkommensverhältnisse beider Ehegatten nicht unbe­
rücksichtigt bleiben. Hierbei darf man jedoch keines­
wegs zu starren, schematischen Staffelungen kommen. 
Würde man z. B. nach dem „Plauener Schlüssel“ Vor­
gehen, wie das bei dem oben erwähnten Gericht ge­
schieht, so wäre der Streitwert bei Eheleuten einer 
zwei- oder dreiköpfigen Familie genauso hoch wie 
etwa bei einer sieben- oder achtköpfigen, sofern man 
die gleichen Einkommensverhältnisse unterstellt.

Es sollte daher ganz bewußt an dem richterlichen Er­
messen bei der Stredtwertberechnung festgehalten wer­
den. Die Richter müssen sich natürlich darüber klar 
sein, daß sie als Vertreter des Staates verpflichtet sind, 
keine leichtfertigen Streitwertherabsetzungen vorzu­
nehmen, denn auch sie müssen die Aktivseite unseres 
Staatshaushalts fördern. Doch ist es unter Umständen 
besser, den Streitwert niedriger zu bemessen, so daß 
die Parteien ihre Kosten bezahlen können, ohne ihr 
Existenzminimum zu gefährden, als die Staatskasse 
durch vorläufige Übernahme der Kosten zu belasten.

HUGO KODEL,
Inspekteur der Justizverwaltungsstelle Halle
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